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Generalsekretär: Bericht für die 49. Tagung 
der Generalversammlung - Akzente beim 
Thema Entwicklung gesetzt - Zunehmende 
Zurückhaltung der Staaten bei Friedensope­
rationen beklagt - Detailfülle und fehlende 
Gesamtschau (25) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 6/1993 
S. 204 f. fort.) 

Entwicklungsfragen bilden dieses Mal einen 
Schwerpunkt im Bericht des Generalsekretärs 
für die Generalversammlung über die Arbeit 
der Weltorganisation im Zeitraum von Anfang 
September 1993 bis Ende August 1994. Im Ge­
gensatz zum vergangenen Jahr, als er ausführ­
lich zum Thema Friedensoperationen Stellung 
genommen hatte, gewährt Boutros Boutros-
Ghali nun wirtschaftlichen und sozialen Aspek­
ten breiten Raum. Er tat dies mit der Begrün­
dung und aus der Überzeugung heraus, daß die 
Ursachen von Konflikten wirtschaftlicher und 
sozialer Natur seien. »Die Vereinten Nationen 
müssen sich mit neuer und verstärkter Tatkraft 
den wirtschaftlichen und sozialen Fragen wid­
men, einmal um ihrer selbst willen und zum an­
deren als Weg, Konflikte an der Wurzel zu 
packen.« Der »Begriff der Sicherheit (läßt sich) 
nicht mehr länger als Frage des Land- oder Waf­
fenbesitzes definieren. Er umfaßt heute auch 
wirtschaftliches Wohlergehen, eine gesunde 
Umwelt und den Schutz der Menschenrechte.« 

I . Boutros-Ghali schlägt im Bericht des Gene­
ralsekretärs über die Tätigkeit der Vereinten 
Nationen (UN-Dok. A/49/1 v. 2. 9. 1994) damit 
keinen neuen Weg ein (etwa aus Resignation 
über die Schwierigkeiten bei Friedensmissio­
nen), sondern wiederholt die Grundgedanken 
seiner >Agenda für die Entwicklung<, deren 
Entwurf er im Frühjahr vorgelegt hatte. Dort 
hatte der Generalsekretär deutlich gemacht, daß 
seine zweite Agenda die erste - die >Agenda für 
den Frieden< - nicht ersetze, sondern ergänze. 
Er betrachtet die Konzentration auf Entwick­
lungsfragen als Fortführung der Mitte 1992 vor­
gelegten >Agenda für den Friedens Gerade 
dann, wenn es gelte, Konflikten vorzubeugen 
oder den Frieden nach abgeklungenen Konflik­
ten dauerhaft zu sichern, seien entwicklungspo­
litische Aspekte von großer Bedeutung. 
Wie diese Aspekte im einzelnen auszusehen 
hätten, läßt er sowohl im Tätigkeitsbericht als 
auch in der vorgeschlagenen >Agenda für die 
Entwicklung< offen. Vielmehr spricht er von ei­
nem »umfassenden Rahmen«, innerhalb dessen 
eine Diskussion über neue Entwicklungsansät­
ze in Gang gebracht werden solle. »Konkrete 
Lösungsvorschläge«, so schreibt er selbst, ent­
halte der Bericht nicht. 

Dieser umfassende Ansatz aber - und das ist so­
wohl der >Agenda für die Entwicklung< als auch 
dem Tätigkeitsbericht anzumerken - birgt die 

Schwierigkeit in sich, daß nicht deutlich genug 
wird, welche Rolle die Vereinten Nationen dar­
in spielen. Das spricht nicht dagegen, die Be­
deutung von Entwicklungsaktivitäten im allge­
meinen hervorzuheben, aber Boutros-Ghali 
beläßt es nicht dabei, sondern verheddert sich 
immer wieder im Dickicht einzelner UN-Akti­
vitäten auf diesem Gebiet. In der Absicht, das 
Augenmerk wieder auf entwicklungsrelevante 
Fragen zu richten und zugleich die Vorstellung 
zu korrigieren, die Tätigkeit der Vereinten Na­
tionen beschränke sich auf Friedensoperationen 
und auf Sitzungen des Sicherheitsrats, listet 
Boutros-Ghali nahezu alle Aktivitäten der UN 
des vergangenen Jahres auf. Er erwähnt ver­
schiedene Konferenzen, die schon stattgefun­
den haben oder noch bevorstehen. Er beschreibt 
Projekte des UNICEF, des UNEP und anderer 
SpezialOrgane oder Sonderorganisationen. Da­
durch gerät gerade dieser Teil des Berichts, an 
dem ihm doch offensichtlich viel liegt, zu einer 
Aufzählung zum Teil belangloser Einzelakti­
vitäten. 

Interessanter wird es gegen Ende des Kapitels 
>Die Grundlagen des Friedens: Entwicklung, 
humanitäre Maßnahmen und Menschenrechten 
dort wendet sich Boutros-Ghali grundsätzlichen 
Schwierigkeiten humanitärer Hilfe zu. Tragen 
humanitäre Lieferungen dazu bei, das Neutra­
litätsgebot von UN-Aktionen zu brechen, be­
sonders dann, wenn die Menschen auf dem Ge­
biet einer Konfliktpartei auf solche Hilfe drin­
gender angewiesen sind als die auf dem der an­
deren? Sind Sanktionen tatsächlich ein probates 
Mittel in Krisensituationen? 
Antworten bleibt Boutros-Ghali häufig schul­
dig, aber das kann ihm nicht ernstlich zur Last 
gelegt werden, denn einfache Formeln hat der­
zeit niemand zur Hand. Es sind vielmehr Fra­
gen, die er zur Diskussion stellen möchte. 

I I . Weitaus konkreter und deshalb auch spannen­
der ist jener Teil des Tätigkeitsberichts, in dem 
sich Boutros-Ghali mit der Lösung von Konflik­
ten befaßt (auch wenn er es umgekehrt beabsich­
tigt haben mag). Seinen Angaben zufolge hat die 
>Agenda für den Frieden< nicht nur einen Dis­
kussionsprozeß über die Rolle der Friedenstrup­
pen in Gang gesetzt, sondern auch »zu zahlrei­
chen praktischen Reformen Anlaß gegeben«. 
»So gesehen hat die Agenda für den Frieden die 
Grundlage für einen systematischen Reformpro­
zeß in der Organisation gelegt.« Es seien »erste 
Schritte« gemacht worden, um einen Mechanis­
mus einzuführen, mit Hilfe dessen potentielle 
Krisen frühzeitig erkannt werden könnten, be­
richtet Boutros-Ghali (und läßt unerwähnt, daß 
das von ihm aufgelöste >Büro für Forschung und 
Tatsachenermittlung< (ORCI) schon Ansätze ei­
nes Frühwarnsystems aufwies). 
Als weiteren wichtigen Aspekt erwähnt er die 
Erstellung einer Art Datenbank, die Aufschluß 
darüber geben soll, welche Staaten in welcher 
Zeit welche Beiträge zu Friedensmissionen lei­
sten könnten. Damit sollen Verzögerungen bei 

der Zusammenstellung einer internationalen 
Truppe vermieden werden. Bisher hätten zahl­
reiche Länder Zusagen in einem Umfang von 
insgesamt mehr als 30 000 Soldaten gemacht. 
Weitere Staaten seien dabei, ihre Angebote an 
Personal und Ressourcen zu unterbreiten. Zu­
gleich weist Boutros-Ghali darauf hin, daß die 
Mitgliedstaaten im konkreten Einsatzfall immer 
öfter zögerten, Truppen bereitzustellen. Als 
Beispiel nennt er die Schutztruppe im ehemali­
gen Jugoslawien, für die im Juni 1993 beschlos­
sen worden war, die Stärke um 7 600 Soldaten 
zu erhöhen. Es habe ein Jahr gedauert, bis die 
Soldaten zur Verfügung gestanden hätten. Hin­
zu komme, daß verschiedene an Blauhelm­
einsätzen beteiligte Staaten immer wieder 
darüber nachgedacht hätten, ihre Truppen zu re­
duzieren oder ganz abzuziehen. »Die Verfüg­
barkeit von Truppen ist zu einem ernsten Pro­
blem geworden.« Mit deutlichen Worten kon­
statiert der Generalsekretär, daß es bei den Ope­
rationen Erfolge und Rückschläge gegeben ha­
be. »Wenn wir die Lehren aus diesen Rück­
schlägen ziehen, müssen wir jedoch besonders 
darauf achten, daß wir nicht den Fehler bege­
hen, nützliche Werkzeuge aus der Hand zu ge­
ben, oder gar versuchen, Risiken von vornher­
ein aus dem Weg zu gehen.« Er fordert die Mit­
gliedstaaten auf, auf Grund der jüngsten Mißer­
folge - er meint wohl Somalia, das ehemalige 
Jugoslawien und mindestens zum Teil Rwanda 
- nicht in einen Schlingerkurs zu geraten, son­
dern entschlossen zu handeln. »Die Organisati­
on muß in der Lage sein, eine Streitkraft aus 
Staaten zusammenzustellen, die bereit sind, ei­
nen einmal eingeschlagenen Kurs auch beizu­
behalten.« 

I I I . Von Mißerfolgen spricht Boutros-Ghali al­
lerdings nicht gern; häufig ist die Rede davon, 
daß die Aufgabe der Friedenssoldaten »schwie­
riger« und »komplexer« geworden sei. Bei den 
kurzen Passagen, die er den einzelnen UN-Ope­
rationen mit insgesamt etwa 76 000 Soldaten 
widmet, fehlt meist eine übergreifende Ein­
schätzung. Vielmehr ergeht er sich auch hier 
wieder in Details darüber, wann er welchen 
Sonderabgesandten wohin geschickt oder wel­
chen Bericht er wann angefertigt hat. Mehr Auf­
merksamkeit schenkt er den Ländern Somalia, 
Rwanda und dem ehemaligen Jugoslawien in 
einem Unterkapitel >Umfassende Großeinsät­
zen 
Rwanda betrachtet Boutros-Ghali als »beispiel­
lose humanitäre Krise«, bei der es »kaum Zwei­
fel« gebe, »daß die Tötungen . . . die Tatbe­
standsmerkmale des Völkermordes erfüllten«. 
Daß Frankreich seine >Operation Türkis< als 
»multinationalen Einsatz nach Kapitel VII der 
Charta« außerhalb des UNAMIR-Rahmens 
durchführte, erwähnt der Generalsekretär, aber 
er thematisiert es nicht als Problem. Vielmehr 
begründet er den Schritt damit, daß für die er­
weitere UNAMIR nur »geringe Angebote . . . 
von den Mitgliedstaaten eingegangen« seien. 
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Ein wesentliches Ergebnis der 48. Ordentlichen Ta­
gung der UN-Generalversammlung war die Schaf­
fung des Amtes eines Hohen Kommissars für Men­
schenrechte. Seit dem Frühjahr 1994 übt der ecua-
dorianische Berufsdiplomat und ehemalige Außen­
minister José Ayala Lasso diese Aufgabe im Range 
eines Untergeneralsekretärs der Vereinten Natio­
nen aus; er wurde-für eine Amtszeit von vier Jah­
ren - vom Generalsekretär ernannt und von der Ge­
neralversammlung bestätigt. Ayala Lasso vertrat 
zuvor, seit Mitte 1989, sein Land am Sitz der Ver­
einten Nationen. Er wurde am 29. Januar 1932 in 
Quito geboren, ist verheiratet und hat vier Kinder. 

Im Fall Somalias vertritt er die Ansicht, daß es 
zwar Fehlschläge gegeben habe und das Land 
immer noch nicht über eine Regierung, eine ge­
ordnete Polizei oder ein Justizsystem verfüge, 
die humanitäre Not aber gelindert worden sei. 
Die Verringerung der Hungersnot und den 
Rückgang der Sterbefälle bezeichnet er als 
»dramatischen Erfolg«. 
Als Teufelskreis von Tod und Zerstörung be­
schreibt der Generalsekretär die Lage im ehe­
maligen Jugoslawien. Mit 38 000 Soldaten fin­
de dort die größte Friedensoperation in der Ge­
schichte der UN statt. Dennoch seien »maßgeb­
liche Fortschritte« ausgeblieben. In diesem Ab­
schnitt ist zu spüren, daß die Vereinten Natio­
nen nicht zufrieden sind mit ihrer Rolle auf dem 
Balkan. Das Konzept der Sicherheitszonen, so 
resümiert er die bisherigen Erfahrungen, sei nur 
in einem »rein humanitären Kontext praktika­
bel«. Damit deutet Boutros-Ghali an, daß die 
UNPROFOR zwar einerseits Partei ergreifen 
muß, um die Bevölkerung in den Sicherheitszo­
nen zu schützen, andererseits aber das Gebot 
der Neutralität wahren muß, um die Verhand­
lungen nicht zu gefährden. Seine Bilanz: »Die 
Friedenssicherung kann und wird niemals ein 
Ersatz für eine politische Konfliktlösung sein.« 

IV. Alles in allem scheint Boutros-Ghali die 
ihm nach Artikel 98 der UN-Charta auferlegte 
Pflicht, einmal im Jahr über die Tätigkeit der 
Organisation zu berichten, zunehmend dazu zu 
nutzen, genaue Rechenschaft über die einzelnen 
Aktivitäten der Vereinten Nationen abzulegen. 
Deshalb entwickelt sich der Bericht des Gene­
ralsekretärs immer mehr zu einem Jahrbuch der 

Vereinten Nationen - eine Art Vorgriff auf das 
jeweils längere Zeit nach dem Berichtsjahr er­
scheinende >Yearbook of the United Nations<. 
Im Vergleich mit diesem ist selbst der längste 
Jahresbericht des Generalsekretärs noch eine 
Art Kurzfassung, die für den am aktuellen Ge­
schehen innerhalb der Weltorganisation Inter­
essierten in vielen Punkten als Nachschlage­
werk durchaus nützlich sein kann. Einen 
schnellen Überblick oder eine politische Ein­
schätzung sollte man sich von der Lektüre aller­
dings nicht versprechen. 

Friederike Bauer • 

Rechtsfragen 

Seerecht: 10.-12. Tagung der Vorberei­
tungskommission - Konsultationen des UN-
Generalsekretärs, Annahme einer Zusatz­
vereinbarung durch die Generalversamm­
lung - Seerechtsübereinkommen jetzt in 
Kraft, Deutschland 67. Vertragsstaat - 1 . Ta­
gung der Versammlung der Internationalen 
Meeresbodenbehörde, Sitzung der Vertrags­
parteien betreffend den Internationalen See­
gerichtshof (26) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 6/1991 
S. 212 ff. fort.) 

Fast genau zwölf Jahre nach dem Abschluß der 
I I I . Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen 
(UNCLOS III) , die sich über neun Jahre er­
streckt hatte, ist das Seerechtsübereinkommen 
(SRÜ) in Kraft getreten: am 16. November 
1994. Resolution I der UNCLOS I I I bestimmt, 
daß die Vorbereitungskommission für die Inter­
nationale Meeresbodenbehörde und den Inter­
nationalen Seegerichtshof (VK) bis zum Ab­
schluß der ersten Tagung der Versammlung der 
Behörde bestehen bleibt. Auf Grund eines Be­
schlusses der VK soll diese erste Tagung in drei 
Teilen abgehalten werden: vom 16. bis 18. No­
vember 1994, vom 27. Februar bis zum 17. 
März 1995 und vom 7. bis 18. August 1995. 
Demnach wird die Tätigkeit der VK am 18. Au­
gust des kommenden Jahres beendet sein. Eine 
weitere Tagung der VK ist zwischenzeitlich 
nicht vorgesehen. 

I . Die Endphase der VK begann mit der 10. Ta­
gung (24. 2 . - 13. 3. 1992, Kingston; 10.-21. 8. 
1992, New York), obwohl 1992 das in Reso­
lution I definierte Ende der Tätigkeit der VK 
keineswegs bestimmt werden konnte. Erst als 
Guyana am 16. November 1993 als 60. Staat 
seine Ratifikationsurkunde hinterlegte und da­
mit die Voraussetzung für das Inkrafttreten des 
SRÜ am 16. November 1994 schuf, wurde das 
Ende der VK absehbar. 
Bis zur 10. Tagung der VK hatten zwar 51 Staa­
ten das SRÜ ratifiziert, doch befanden sich dar­
unter lediglich ein westlicher Staat (Island) und 
ein osteuropäischer (Jugoslawien). Die Ein­
sicht, daß weitere Industrieländer nur dann zu 
gewinnen wären, wenn das Tiefseebergbauregi­
me des SRÜ entscheidend korrigiert werden 
könnte, setzte sich durch, und das allgemeine 
Interesse richtete sich mehr und mehr auf die 
1990 begonnenen Konsultationen des General­
sekretärs der Vereinten Nationen, die das Ziel 

hatten, dem SRÜ universelle Akzeptanz zu ver­
schaffen. Der Vorsitzende der VK, José Luis Je­
sus (Kap Verde), drängte auf den baldigen Ab­
schluß der Beratungen und auf eine Verkürzung 
der Tagungen der VK sowie auf die Erstellung 
der in Resolution I geforderten Berichte. Die 
10. Tagung erbrachte auch zwei Absprachen 
betreffend die Verpflichtungen Chinas sowie 
des Tiefseebergbaukonsortiums dnteroceanme-
tal< als Pionierinvestoren. China und das ge­
nannte Konsortium mit Sitz in Stettin, das von 
Bulgarien, der DDR, Kuba, der Tschechoslowa­
kei und der Sowjetunion gegründet worden war, 
hatten 1990 beziehungsweise 1991 Anträge auf 
Registrierung von Tiefseebergbaufeldern im 
Pazifik gestellt, denen 1991 respektive 1992 
stattgegeben wurde. Frankreich, Indien, Japan 
und (als Rechtsnachfolger der Sowjetunion) 
Rußland, die schon 1987 registriert wurden, 
legten Berichte über ihre Tätigkeiten in ihren 
Tiefseebergbaufeldern vor. 
Die 11. Tagung (22. 3.-2.4. 1993, Kingston) be­
faßte sich im wesentlichen mit den Schlußbe­
richten, die am Ende der 12. Tagung (7.-
11. 2. 1994, Kingston; 1.-12. 8. 1994, New 
York) angenommen wurden. Außerdem wurde 
die Republik Korea als siebenter Pionierinve­
stor registriert und eine Absprache betreffend 
ihrer Verpflichtungen getroffen. Auch wurde 
der Schlußbericht einer Arbeitsgruppe (Trai­
ning Panel) vorgelegt, die Ausbildungspro­
gramme für Staatsangehörige von Entwick­
lungsländern ausgearbeitet und entsprechende 
Stipendien vergeben hatte. Die Gruppe techni­
scher Experten, die beauftragt worden war, den 
Stand des Tiefseebergbaus zu überprüfen, legte 
einen Bericht vor, der davon ausgeht, daß kom­
merzieller Tiefseebergbau nicht vor dem Jahr 
2000 stattfinden wird. Auch in dem Zeitraum 
bis 2010 sei der kommerzielle Abbau von Tief­
seebodenressourcen eher unwahrscheinlich. Ei­
ne genauere Aussage könne wohl getroffen 
werden, falls in der Zukunft breit angelegte Un­
tersuchungen und Forschungsvorhaben durch­
geführt würden. Damit haben die Experten ein 
salomonisches Urteil gesprochen: einerseits 
werden Hoffnungen und Spekulationen über ei­
nen baldigen und profitablen Tiefseebergbau 
gedämpft, andererseits werden die Behörde und 
die Pionierinvestoren zu Tätigkeiten ermutigt. 

I I . Zwischen 1990 und 1994 hatten 14 Konsul­
tationsrunden stattgefunden, um die Universa­
lität des SRÜ zu erreichen. Sie befaßten sich mit 
den verschiedenen Problemfeldern des Tiefsee­
bergbauregimes des SRÜ (Kosten der Behörde, 
Struktur des Behördenunternehmens, Entschei­
dungsverfahren, Überprüfungskonferenz, 
Technologietransfer, Produktionsbeschränkun­
gen, Kompensation für Landproduzenten, f i ­
nanzielle Verpflichtungen der Tiefseebergbau-
treibenden, Errichtung eines Finanzausschus­
ses). Im Laufe der Zeit wurden etliche Vor­
schläge zur formellen und inhaltlichen Behand­
lung dieser Probleme gemacht. Schließlich wur­
de ein Vorschlag von acht Staaten zur Verhand­
lungsgrundlage gemacht, der als >Boat Paper< 
eingeführt worden war. Zu den ursprünglichen 
>acht Mann in einem Boot< - vier Delegierte aus 
Industriestaaten (Australien, Großbritannien, 
Italien und USA) und vier aus Entwicklungslän­
dern (Brasilien, Fidschi, Indonesien und Jamai-
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